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Beschlussprotokoll der Gemeindeversammlung vom 12. Dezember 2012 

 

Protokoll 

://:  Das ausführliche Protokoll der Gemeindeversammlung vom 20. Juni 2012 wird genehmigt. 

 

 

Traktandum 1: 

Kenntnisnahme Finanzplan 2013 - 2017 

Kein Beschluss. 

 

 

Traktandum 2: 

Voranschlag 2013 (inkl. Festlegung Steuern, Gebühren, Abgaben, Beiträgen und Genehmi-

gung Gesamtstellenprozente) 

://: Die Steuersätze, Gebührenordnungen Nr. 1 - 3 samt Vorteils- und Anschlussbeiträgen und 

Ersatzabgabe werden genehmigt. 

 

://: Die Gesamtstellenprozente 2013 werden genehmigt. 

 

://: Der Voranschlag für das Jahr 2013 wird genehmigt. 

 

 

Traktandum 3: 

Aspweg / Schleipfen: Mutation Strassennetzplan Siedlung und Abgabe im Baurecht 

://: Der "Mutation Strassennetzplan Siedlung, Gebiet Aspweg" wird zugestimmt. 

 

://: Der Gemeinderat wird bevollmächtigt, den im Baugebiet liegenden Teil der Parzelle Nr. 1521 

im Baurecht abzugeben. 

 

 

Gelterkinden, 12. Dezember 2012 Der Gemeindeverwalter 

  Christian Ott 

 



Gemeindeversammlung vom 9. April 2013 - Vorlagen des Gemeinderates Seite 3 

Traktandum 1: Begehren gemäss § 54 Abs. 2 Gemeindegesetz - Mutation Zonenvorschriften 
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1. Freihaltezone „Pümpinhaus“ (Begehren gemäss § 54 Abs. 2 Gemeindegesetz) 

Am 29. Oktober 2012 wurde das in Anhang 1 wiedergegebene "ausformulierte Begehren zur Än-

derung der Zonenplanung Siedlung (Plan & Reglement) Gelterkinden" gemäss § 54 Abs. 2 Ge-

meindegesetz mit 277 gültigen Unterschriften eingereicht. Damit war die erforderliche Quote von 

5 % der Stimmberechtigten erfüllt und das Geschäft ist gemäss § 54 Abs. 3 Gemeindegesetz an 

einer Gemeindeversammlung innerhalb eines halben Jahres zu behandeln. Am 26. November 

2012 wurden weitere 146 gültige Unterschriften nachgereicht. 

Die Unterzeichnenden beantragen insbesondere, den westlichen Teil der in der Zone WG 3b lie-

genden Parzelle Nr. 1352 in die "Freihaltezone mit naturnaher Bewirtschaftung" umzuzonen. Damit 

soll die Sicht auf die im Jahr 2001 unter Denkmalschutz gestellte Liegenschaft "Pümpinhaus" er-

halten bleiben. Einzelheiten zum Inhalt des Begehrens gehen aus Anhang 1 sowie aus dem Pla-

nungsbericht hervor. Die Begründung der Unterzeichnenden ist im Anhang 2 ersichtlich. 

Bereits am 31. Mai 2012 hat Peter Hemmig einen ähnlichen Antrag gemäss § 68 Gemeindegesetz 

eingereicht, worüber die Gemeindeversammlung vom 20. Juni 2012 in Kenntnis gesetzt worden 

ist. Dieser Antrag ist vom Antragsteller mit Schreiben vom 5. November 2012 aber schriftlich zu-

rückgezogen worden. 

Damit liegt nun nur noch ein Geschäft in dieser Angelegenheit vor. Dieses ist gemäss § 54 Abs. 2 

und 3 Gemeindegesetz innerhalb eines halben Jahres seit der Einreichung an einer Gemeindever-

sammlung zu behandeln. Abklärungen bei der kantonalen Stabstelle Gemeinden haben ergeben, 

dass vor dieser Gemeindeversammlung zwingend das übliche Planungsverfahren (insbesondere 

mit öffentlicher Mitwirkung) durchzuführen ist. 

 

2. Ausgangslage 

Eine Überbauung der - gemäss Begehren - in Freihaltezone umzuzonenden Fläche wäre schon 

zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung des "Pümpinhauses" (2001) möglich gewesen. Da auch 

später keinerlei Bestrebungen erfolgten, die freie Sicht auf das Objekt mit planerischen Massnah-

men zu sichern, ist die Situation aber bis heute unverändert geblieben. Insbesondere ist bei den 

nun seit dem Jahr 2008 laufenden Arbeiten zur Revision der Ortsplanungen Gelterkinden (ROG) 

von keiner Seite ein entsprechendes Begehren gestellt worden - weder an der Zukunftskonferenz 

im Jahr 2009, noch in den öffentlichen Mitwirkungsverfahren in den Jahren 2009 und 2012, noch in 

anderer Weise. 

Die Eigentümer der an das "Pümpinhaus" angrenzenden Parzellen konnten somit in guten Treuen 

davon ausgehen, dass dort Bauvorhaben auf der Basis des geltenden Zonenplanes möglich sind. 

So ist denn auch für die südlich angrenzende Parzelle Nr. 1352 tatsächlich ein Baugesuch einge-

gangen. Dieses ist - trotz jeweils eingereichter Einsprachen - von allen Instanzen gutgeheissen 
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worden. Zuletzt hat nun auch das Bundesgericht mit Urteil vom 14. Januar 2013 eine entspre-

chende Beschwerde abgewiesen. Die Baubewilligung ist somit rechtskräftig. 

Mit dem Bauvorhaben auf Parzelle Nr. 1352 würde die Sicht auf das "Pümpinhaus" zwar einge-

schränkt. Gemäss kantonaler Denkmalpflege konnte aber eine Verunstaltung des Ortsbildes oder 

eine Beeinträchtigung der kantonal geschützten Baute durch das Bauvorhaben nicht festgestellt 

werden. Konkret hat das Bauvorhaben auf der Nebenparzelle somit auch die Zustimmung der Kan-

tonalen Denkmalpflege. Diese Beurteilung stützt auch das Bundesgericht. 

 

3. Öffentliche Mitwirkung und kantonale Vorprüfung 

Vom 11. bis 25. Januar 2013 wurde die öffentliche Mitwirkung durchgeführt. Es erfolgte nur eine 

Eingabe. Darin wird beantragt, für das Gebiet des "Pümpinhauses" (Parzellen Nr. 4288, 3974 und 

1352) zusätzlich eine Quartierplanpflicht festzulegen und für diesen Quartierplan das Konkurrenz-

verfahren vorzusehen. Zudem sei in der Vorlage an die Gemeindeversammlung auf das Angebot 

des Mitwirkenden einzugehen, welches die "Schadloshaltung der Gemeinde" vor finanziellen Fol-

gen beinhalte. 

Im Rahmen der Vorprüfung empfiehlt der Kanton, nicht eine Freihaltezone mit naturnaher Bewirt-

schaftung, sondern eine separate Freihaltezone zu schaffen. Zudem seien Maximalmasse für den 

gemäss Begehren zulässigen Gartenpavillon festzulegen. 

Der Gemeinderat vertritt die Haltung, dass auf die Änderungsanträge eines von 423 Stimmberech-

tigten unterzeichneten ausformulierten Begehrens nur beim Vorliegen sehr gewichtiger Gründe al-

lenfalls eingetreten werden soll. Die Änderungsanträge bzw. Empfehlungen aus der öffentlichen 

Mitwirkung und der kantonalen Vorprüfung erfüllen aus Sicht des Gemeinderates dieses Kriterium 

nicht. Das ausformulierte Begehren wird der Gemeindeversammlung deshalb unverändert vorge-

legt. 

Auf den Punkt "Schadloshaltung der Gemeinde" wird in Ziffer 4 eingegangen. 

 

4. Finanzielle Konsequenzen für die Gemeinde 

Wenn die Gemeinde zum jetzigen Zeitpunkt - bei Vorliegen einer rechtskräftigen Baubewilligung - 

eine Mutation der Zonenplanvorschriften im Sinne des vorliegenden Begehrens vornimmt und 

wenn diese vor allen Instanzen standhalten würde und wenn damit das aktuelle Bauprojekt auf der 

Parzelle Nr. 1352 wider Erwarten verhindert würde, wären ohne Zweifel hohe Entschädigungsfor-

derungen des betreffenden Eigentümers an die Gemeinde zu erwarten. Einerseits würden mit 

grosser Sicherheit finanzielle Entschädigungen für den massiven Minderwert des durch die Ge-

meinde entwerteten Landes gefordert. Und anderseits wäre mit einer Geltendmachung der bisher 

aufgelaufenen Projektkosten, die der Bauherr in guten Treuen investiert hat, zu rechnen. Über die 
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Höhe solcher Entschädigungsforderungen kann bestenfalls spekuliert werden. Auf jeden Fall dürf-

ten sich diese nachhaltig auf die Gemeindefinanzen auswirken. 

Aus diesem Grund hat der Hauptinitiant des Begehrens bereits vor längerer Zeit mündlich erklärt, 

dass er bereit sei, die Gemeinde vor finanziellen Folgen, die sich aus einer allfälligen Annahme 

des Antrages ergeben würden, schadlos zu halten. Konkret liegt unterdessen eine schriftliche Ver-

pflichtungserklärung vor, aufgrund der er sich verpflichtet, bei einer Zustimmung der Gemeinde-

versammlung und einer anschliessenden Realisierung des gewünschten Sichtschutzes für das 

Pümpinhaus bzw. der Verhinderung des bestehenden Bauprojektes gegenüber der Gemeinde für 

eine Summe bis maximal CHF 500'000 geradezustehen. Sollte die Gemeindeversammlung dem 

Geschäft zustimmen, die Verhinderung des bestehenden Bauprojektes aber trotzdem nicht mehr 

möglich sein (z.B. infolge eines Gerichtsentscheides), so würde er Prozesskosten bis zu einem Be-

trag von CHF 50'000 übernehmen. 

Der Gemeinderat anerkennt den Willen des Hauptinitianten, einen Beitrag an die zu erwartenden 

Folgekosten zu leisten. Es ist jedoch als kaum wahrscheinlich zu beurteilen, dass damit sämtliche 

allfälligen Entschädigungsforderungen abgedeckt werden könnten. 

 

5. Haltung des Gemeinderates 

Das vorliegende Begehren gemäss § 54 Abs. 2 Gemeindegesetz sowie der zurückgezogene ähn-

liche Antrag gemäss § 68 Gemeindegesetz wurden im Gemeinderat und auch in der Planungs-

kommission diskutiert. Beide Gremien sind sich einig, dass das Begehren abzulehnen ist. Ver-

schiedene Gründe sprechen gegen die geforderte Änderung der Zonenvorschriften: 

 Verstoss gegen Treu und Glauben: Es wäre seit dem Jahre 2001 möglich gewesen, eine Zo-

nenplanänderung im Sinne des heute vorliegenden Begehrens zu beantragen. Bis im Sommer 

2012 waren aber keinerlei diesbezügliche Aktivitäten zu verzeichnen, insbesondere auch nicht 

von den Unterzeichner/innen des Antrages. Der Eigentümer der Parzelle Nr. 1352 konnte somit 

in guten Treuen davon ausgehen, dass sein Land bebaut werden kann. Eine Zonenplanände-

rung zu diesem späten Zeitpunkt würde deshalb einen klaren Verstoss gegen Treu und Glauben 

darstellen. 

 Änderung der Zonenvorschriften kann das Bauprojekt gar nicht stoppen: Für das Baupro-

jekt liegt eine rechtskräftige Baubewilligung vor. Gemäss Bundesgerichtsentscheiden in ähnli-

chen Fällen kommt die beantragte Änderung der Zonenvorschriften zu spät und das bestehende 

Bauprojekt kann gar nicht mehr gestoppt werden. In diesen Entscheiden wird das private Inte-

resse des Bauherrn höher gewichtet als das öffentliche Interesse an der Planänderung. Insbe-

sondere werden dabei Rechtssicherheit, Treu und Glauben sowie Eigentumsgarantie ins Feld 
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geführt. Konkret bedeutet dies, dass das bestehende Bauprojekt trotz einer allfälligen Zonen-

planänderung erstellt werden dürfte. 

 Grosse Folgekosten für die Gemeinde: Auch unter Berücksichtigung eines Beitrages des 

Hauptinitianten an allfällige Entschädigungsforderungen ergäben sich für die Gemeinde im 

- allerdings unwahrscheinlichen - Fall einer Verhinderung des Bauprojektes nicht absehbare 

grosse Folgekosten für die Gemeinde. 

 Antrag erfüllt seinen eigenen Anspruch nicht: Zudem kann das vorliegende Begehren seinen 

eigenen Anspruch bestenfalls zum Teil erfüllen. Denn sollten die gemäss der beantragten Zo-

nenplanmutation verbleibenden bebaubaren Parzellen im Bereich des "Pümpinhauses" maximal 

ausgenützt werden, so ist die Sicht auf dieses zwar etwas besser als mit dem aktuellen Bauvor-

haben - aber trotzdem wäre die Sicht sehr stark eingeschränkt. Dies bestätigt auch eine entspre-

chende Visualisierung, die durch eine von der Gemeinde beauftragte Fachperson erstellt worden 

ist (vgl. Anhang 3). 

In diesem Zusammenhang muss auch festgestellt werden, dass das Bild, mit welchem Unter-

schriften für das Begehren gesammelt worden sind, die Sicht auf das "Pümpinhaus" nicht korrekt 

wiedergibt bzw. diese zu vorteilhaft darstellt. 

 

6. Zusammenfassung 

Die Zonenplanänderung gemäss vorliegendem Begehren ist ein nahezu aussichtsloser Weg, die 

freie Sicht auf das "Pümpinhaus" beizubehalten. Dieser Weg wäre aber mit hohen Kosten für die 

Gemeinde verbunden. Eine Annahme des Begehrens würde die Gemeinde nämlich verpflichten, 

die notwendigen planerischen Schritte zu dessen Realisierung umgehend an die Hand zu nehmen, 

obwohl damit die eigentliche Zielsetzung des Begehrens (freie Sicht auf das "Pümpinhaus") mit 

grosser Wahrscheinlichkeit gar nicht erreicht werden kann. Weiter muss davon ausgegangen wer-

den, dass der Eigentümer der Parzelle Nr. 1352 alle Rechtsmittel gegen eine Änderung der Zo-

nenvorschriften ergreifen würde und damit vor Gericht obsiegt.  
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7. Anträge 

Begehren gemäss § 54 Abs. 2 Gemeindegesetz: 

7.1 Zonenplan Siedlung: Der schraffierte Teil von Parzelle Nr. 1352 (Vergleiche Anhang 1), 

Grundbuch Gelterkinden, sei im Zonenplan Siedlung der Einwohnergemeinde Gelterkinden 

vom 9. April 1991 von der Zone „WG 3b“ in die „Freihaltezone mit naturnaher Bewirtschaftung“ 

umzuzonen.  

7.2 Die Bestimmungen des Zonenreglements Siedlung der Einwohnergemeinde Gelterkinden vom 

9. April 1991, Kapitel B „Zoneneinteilung“ betreffend „Freihaltezone mit naturnaher Bewirt-

schaftung“ sei wie folgt zu ergänzen: 

8. Für die Freihaltezone „Pümpinhaus“ gilt: 

a. Die Freihaltezone ist als zusammenhängende Grün- oder Kulturfläche zu erhalten. 

b. Zulässig sind Parkanlagen mit Garten-Pavillon, Pflanz- und Baumgärten, Wege für den 

Langsamverkehr. 

c. Unzulässig sind oberirdische Garagen und Autoabstellplätze. 

 

8. Empfehlung des Gemeinderates 

Der Gemeinderat empfiehlt aus den vorgenannten Gründen, die Anträge gemäss Ziffer 7 abzuleh-

nen. 

 

 

Gelterkinden, 25. Februar 2013 Der Gemeinderat 

 

ANHANG 

Anhang 1 (Seite 8): Antrag und Plan gemäss Unterschriftenbogen der Antragstellenden 

Anhang 2 (Seite 9): Begründung der Antragstellenden 

Anhang 3 (Seite 10): Visualisierungen Antragstellende und Gemeinde (maximal mögliche 

Überbauung Nebenparzellen) 

 

Hinweis: 

Der Planungsbericht und der zu beschliessende Plan mit Reglement liegen 10 Tage vor der Ge-

meindeversammlung auf der Gemeindeverwaltung auf und sind an der Versammlung einsehbar. 

 

Anhang 4 (Seiten 11-12) Zonenvorschriften Siedlung - Mutation „Freihaltezone Pümpinhaus“, 

Plan und Reglement (zur Orientierung) 
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ANHANG 1 

Antrag und Plan gemäss Unterschriftenbogen der Antragstellenden 
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ANHANG 2 

Begründung der Antragstellenden 
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ANHANG 3 

Visualisierungen Antragstellende und Gemeinde (maximal mögliche Überbauung Nebenparzellen) 
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ANHANG 4 

Zonenvorschriften Siedlung Mutation „Freihaltezone Pümpinhaus“ (Plan und Reglement)  

(zur Orientierung) 
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